
SCHLESWIG-HOLSTEINISCHEN 

ä* 
DER PRÄSIDENT DES Landtagsverwaltung 

LANDTACES 

Landeshaus, DüsternbrookerWeg 70, 24105 Kiel 

An die 
Vorsitzende des Innen- und Rechtsausschusses 
Frau Barbara Ostmeier‚ MdL 

. im Hause 

Volksinitiative „Für die Durchsetzung des Bürgerwillens bei der Regional- 

planung Wind“; 
hier: Ergebnis der Nachprüfung der Beteiligungsberechtigung 

Sehr geehrte Frau Ostmeier, 

anliegendes Schreiben des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume, Integra- 

tion und Gleichstellung (MILIG) vom 25. September 2020 übersende ich Ihnen 

zu Ihrer Kenntnis. 

Der Schleswig—Holsteinische Landtag hatte in seiner Sitzung am 25. April 2018 
einstimmig den nachstehenden Beschluss gefasst: 

„Die Volksinitiative „Für die Durchsetzung des Bürgerwillens bei der Re— 

gionalplanung Wind“ ist gemäß Artikel 48 Absatz 1 Satz 3 Landesverfas- 

sung, 5 8 Absatz1 Nummer 2 in Verbindung mit 5 6 Absatz 2 Nummer 2 

Volksabstimmungsgesetz unzulässig, da sie das hiernach erforderliche 

Quorum von 20.000 Unterschriften nicht erreicht hat, 

Die Volksinitiative ist zudem gemäß 5 8 Absatz 1 Nummer 1 Volksab- 

stimmungsgesetz in Verbindung mit Artikel 48 Absatz 1 Satz 2, 2. Halb— 

satz Landesven‘assung unzulässig, weil der ihr zugrunde liegende Ge— 

setzentwurf dem Rechtsstaatsprinzip nach Artikel 20 Absatz 3 in Verbin- 

dung mit Artikel 28 Absatz 1 Satz 1 Grundgesetz widerspricht. Das 

Rechtsstaatsprinzip verlangt in seiner Ausprägung als Abwägungsgebot 

unter anderem, dass Planungsentscheidungen nach Maßgabe einerAb- 

wägung jeweils aller betroffenen privaten und öffentlichen Belange zu 

treffen sind. Hiergegen verstößt der Gesetzentwurf derVolksinitiative, in— 

dem er fordert, raumordnerische Entscheidungen über die Festlegung 
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von Flächen für Windkraftanlagen nach Maßgabe ablehnender kommu- 

naler Entscheidungen zu treffen. Derartige kommunale Entscheidungen 

sind bereits keine Belange im Sinne des Abwägungsgebots; dieses un— 

tersagt dem Gesetzgeber zudem, abstrakte Vorrangregeln zugunsten 
einzelner Belange ohne Ausnahmevorbehalt zu schaffen. 

Schließlich ist der Gesetzentwurf nicht mit der Eigentumsgarantie nach 

Artikel 14 Grundgesetz vereinbar. Eingriffe in die Eigentumsgarantie sind 

verfassungsrechtlich nur zulässig, wenn die betroffenen Eigentümefinte- 

ressen mit anderen öffentlichen und privaten Belangen in einen ange- 

messenen Ausgleich gebracht werden. Dem entspricht der Gesetzent- 
wurf der Voiksinitiative nicht, da er Eingriffe in das Grundeigentum ohne 

eine derartige Abwägung allein nach Maßgabe einer ablehnenden kom- 

munalen Entscheidung eröffnet.“ 

Gegen diese Beschlüsse hat die Volksinitiative zum einen Klage vor dern Ver- 

waltungsgericht Schleswig (Az. 6 A 174/18) eingereicht und beantragt, die Ent— 

scheidung des Schleswig—Holsteinischen Landtags, die VolksinitiatiVe für die 

Durchsetzung des Bürgemillens bei der Regionalplanung Wind entspreche nicht 

den Anforderungen des 5 6 VAbstG, aufzuheben und festzustellen, dass 
die' 

Volksinitiative den Anforderungen des 5 6 VAbstG entspreche. 

Zum anderen hat die Volksinitiative Klage vor dem Landesverfassungsgericht 

(Az. LVerfG 1/18) eingereicht und beantragt, die Entscheidung des Schleswig 

Holsteinischen Landtags, die Volksinitiative für die Durchsetzung des Bürgerwil- 

lens bei der Regionalplanung Wind entspreche nicht den Anforderungen des Ar-' 

tikel 48 Absatz1 und 2 derVerfassung des Landes Schleswig-Holstein, aufzuhe— 

ben und festzustellen, dass die Volksinitiative den Anforderungen des Artikel 48- 

Absatz 1 und 2 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein entspreche. 

lm Rahmen des venualtungsgerichtlichen Verfahrens wurde vom MILIG eine (er— 

neute) Überprüfung der eingereichten Unterstützerunterschriften veranlasst. Das 

Ergebnis der Überprüfung ergab, dass statt 19.678 zulässige Unterstützerunter- 

schriften für die Volksinitiative insgesamt 20.204 zulässige Untérstützerunter- 

schriften bei Landtagspr'a'sidenten eingereicht wurden. Die Volksinitiative hat da- 

mit — entgegen der getroffenen Feststellung des Landtages — das verfassungs-
‘ 

rechtliche Quorum von 20.000 gültigen' Unterstützerunterschriften erreicht und ist 

insoweit zulässig. 

Vor diesem Hintergrund wird angeregt, dern Landtag die nachfolgenden Be- 

schlüsse zu empfehlen: 

1. Aufhebungdes Landtagsbeschlusses vom 25. September 2020, soweit 

festgestellt wird, dass das erforderliche Quorum von 20.000 Unterschrif— 

ten nicht erreicht wurde. 

2. Feststellung, dass die Volksinitiative das erforderliche Quorum von 

20.000 Unterstützerunterschriften erreicht hat. 

3. Feststellung, dass der Beschluss des Landtages im Übrigen unverändert 

bleibt.

'



Ich bitte Sie, die Angelegenheit im Innen— und Rechtsausschuss zu beraten und 
dem Landtag eine Beschlussempfehlung zuzuleiten. Da die mündliche Verhand- 
lung des Verwaltungsgerichtes am 9. November dieses Jahres terminiert ist, bitte 
ich, die Ausschussempfehlung für das Oktoberplenum vorzumerken. 

Mit freundlichen Grüßen 

MM /w„__ 
Dr. Thomas Schürmann
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Volksinitiative für die Durchsetzuhg des Bürgerwillens bei der Regionalplanung 

Wind; hier: Ergebnis der Nachprüfung der—Beteiligungsberechtigung 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

mit Schreiben vorn 12. April 2018 wurde das Ergebnis der Stimmberechtigungsprüfung für 
die o. a. Volksinitiative mit einer Gesamtzahl von 19.678 als zulässig bescheinigter Unter- 
Stützungsunterschriften mitgeteilt. ln seiner Sitzung am 25. April 2018 stellte der Landtag 
fest, dass diese Volksinitiative u. a. wegen Nichterreichens des verfassungsrechtlich erfor- 
derlichen Quorums von 20.000 gültigen Unterschriften unzulässig ist. Im Zusammenhang 
mit der von den Vertrauenspersonen erhobenen Klage vor dem Verwaltungsgericht wurde 
von hier eine Überprüfung aller eingereichten Unterstützungsunterschriften vorgenommen. 

' 

Dabei wurden auch Eintragungen ermittelt, die versehentlich nicht geprüft wurden und so- - 

' 

mit nicht in das dama'lige Ergebnis einbezogen worden sind. Diese nicht geprüften Unter- 
stützungsunterschriften sind nunmehr den jeweils zuständigen Meldebehörden zur Prü- 
fung der Beteiligungsberechtigung zugeleitet worden. Nach dern jetzigen Stand der Rück- 
sendungen wurden insgesamt 565 Unterschriften nachgeprüft; davon wurden 526 Unter- 
schriften als beteiligungsberechtigt bescheinigt. Damit liegt eine Gesamtzahl von 20. 204 
„g'ultigen" Unterstützungsunterschriften vor. 

Das Ergebnis der damaligen Vorprüfung ist zu berichtigen. Die Vorgabe nach Artikel 48 
Absatz 1 Satz 3 der Verfassung des Landes Schleswig—Holstein ist erfüllt. 

Mit freundlichen Grüßen
' 

L&d5\4< Q_ Mqu 
Kristina Herbst 
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Kiel, 24. September2020 
App.: 3061 

Frau Grollmuß 

Volksinitiative für die Durchsetzung des Bürgerwillen's bei der RegionalplanungWind 
hier: Ergebnis der Nachprüfung der Beteiligungsberechtigung 

Für die o. a. Volksinitiative wurden als Ergebnis der Nachprüfung der Beteiligungsbe- 
rechtigung durch die zuständigenMeldebehörden der Städte, Gemeinden und Amter 
folgende Gesamtzahlen der als zulässig bescheinigten Unterstützungsunterschriften 
ermittelt: ' 

Landesérgebnis Stand: Ergebnis der Gesamt— 
- 12.04.2018 Nachprüfung ergebnis ' 

KreiselKreisfreie Städte 19.678 + 526 20.204 

Dithmarschen 
' 

' 

4.094 + 98 4.192 

Herzogtum Lauenburg 789 
' 

+ 7 796
' 

Nordfriesland 607 + 21 628 
Ostholstein 459 

_ 

_ 

+ 14‘ 473 
Pinneberg 176 + 3 - 179 
Plön . 705 

' 

_+ 20 725 
Rendsburg—Eckernförde 7.640 +“ 

1 82 7.822 

Schleswig-Flensburg 1.211 + 60 1.271 

Segeberg 
4 

- 

' 

1.347 + 56 1._403 

Steinburg 1.212 +48 v 

1.260 

Stormarn 255 . 

_ 

+ 4 259 
Stadt Flensburg 112 + 4 116 

Landeshauptstadt Kiel 584 
' 

' 

+ 7 591 

Hansestadt Lübeck - 
— 

' 

191 . 

' 

_ 

+ 2 193 
Stadt Neumünster 296 

‘ 

+0 296




